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Künftige und jetzige Beitragszahler: Lasten für die Jungen werden systematisch verschleiert und vernebelt
RAUPACH / ARGUS (li.); BOSTELMANN /ARGUM
Riesters Reformruine
Bei der Rentenreform arbeitet die Regierung mit geschönten Prognosen und frisierten Zahlen. 

In Wahrheit werden die Beiträge weiter stark steigen, die Leistungen weiter sinken. 
Die Privatrente gerät zum bürokratischen Monster – und die Mauscheleien nehmen kein Ende.
Reformer Schröder, Riester: Mut verloren

D
P
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Schon im Wahlkampf vor mehr als
zwei Jahren gab der Kanzlerkandi-
dat den Rentenreformer: „Ich weige-

re mich zuzulassen, dass das Eintreten 
für Rentnerinnen wie meine Mutter un-
modern sein soll“, rief Gerhard Schröder
bei nahezu jeder Kundgebung. Er trete an,
„Innovation in einem sehr umfassenden
Sinne mit sozialer Gerechtigkeit zu ver-
binden“.

So ging es weiter: Für die Alten wolle er,
der neue Kanzler, die Rente „so sicher wie
möglich machen“. Den Jüngeren versprach
er, das Ganze werde er trotzdem „bezahl-
bar halten“. 

Bis heute hat Schröder in seinem rheto-
rischen Einsatz für die heutigen und die
künftigen Renter nicht nachgelassen. Sel-
ten redet der Kanzler so überzeugt und
überzeugend wie über die Notwendigkeit
einer neuen Alterssicherung. Ein Gefühl
der Verlässlichkeit strahlt er dann aus, kei-
ner solle sich sorgen, die Regierung werde
alles regeln – sogar die private Vorsorge.

Denn auch die will die Regierung, an-
ders als das Kohl-Kabinett, nach Kräften
fördern. Erstmals würden die Rentner da-
mit von den weltweiten Aktienmärkten
profitieren, von Kurssteigerungen und Di-
videnden.

„Wir müssen es schaffen, ergänzend zur
umlagefinanzierten Säule des Renten-
systems eine kapitalgedeckte aufzubauen“,
beschwört Schröder sein Publikum immer
wieder. Zweifler und Ungläubige müssen
mit verschärfter Überzeugungsarbeit rech-
d e r  s p i e g e l 7 / 2 0 0 1
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Gefährliche Annäherung

1995 2010 2020 2030 2040

Rentner*
in Millionen

Beitragszahler
zur gesetzlichen
Rentenversicherung
in Millionen

Quelle:
Prognos-

Gutachten 1998

Rentenzahler und
Rentenempfänger

in Deutschland

*rechnerisch ermittelte Zahl
der Empfänger einer
Standardrente(Eckrente)

20,420,6
18,6

17,2
15,0

30,9

33,6

36,6
38,238,4

Titel

Rentenempfänger: Mit einem Taschenspielertrick getäuscht
nen. „Ich rede mir gern den
Mund fusselig, um das ver-
ständlich zu machen.“

Über alles, das sei ja bekannt,
könne man mit ihm reden, über
die neue Privatvorsorge aber
nicht. Die sei das „Herzstück“
der Reform. „Es ist notwendig,
und wir werden es machen“,
fügt er dann, je nach Zuhörer-
schaft mal werbend, mal trotzig
hinzu. Für die ganz Widerspens-
tigen, zum Beispiel beim Ge-
werkschaftstag der ÖTV in Leip-
zig Anfang November vergan-
genen Jahres, lässt er dann als
Zeichen der Entschlossenheit
noch ein „Basta“ folgen. 

Da steht er, der Rentenrefor-
mator, er kann nicht anders.

Kein Zweifel, da will einer
Klartext reden. Und ganz ne-
benbei auch Wahlen gewinnen:
Steuerreform und Rentenum-
bau – mit dieser Bilanz würde
Schröder in knapp zwei Jahren
am liebsten vor die Deutschen
treten. Er und sein Sozialminis-
ter Walter Riester hatten sich
erkennbar mehr vorgenommen,
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als der endlosen Reihe halbherziger Repa-
raturen am morsch gewordenen Renten-
system eine weitere hinzuzufügen.

Die Einsichten des Reformduos waren
bemerkenswert, die Vorschläge zukunfts-
weisend – die praktische Umsetzung aber
geriet zur Katastrophe.

In nur 18 Monaten ist es Schröder und
seinem Rentenkonstrukteur Riester gelun-
gen, ihren vielversprechenden Neuanfang
in eine fade Fortsetzung des alten Selbst-
betrugs zu verwandeln. Dem Druck des al-
ten Parteien- und Verbändestaates hielt die
Regierung nicht stand: Als sich die Oppo-
sition einer großen Rentenkoalition ver-
weigerte und sich die Interessengruppen
formierten, verließ die Reformer der Mut.
Immer wieder besserten sie nach und kor-
rigierten, mal schlossen sie faule Kompro-
misse mit den Gewerkschaften, mal gaben
sie dem parteieigenen Sozialpolitikerflügel
nach. Am Ende, so muss es scheinen, ha-
ben die Reformer selbst den Überblick ver-
loren.

Statt des mutigen Entwurfs vom Früh-
jahr 1999 entscheidet der Bundesrat am
Freitag dieser Woche über eine Reform-
ruine, die wenig verbessert, dafür aber
zahlreiche neue Probleme schafft. Das vor-
gelegte Gesetzeswerk basiert in weiten
TRICKS UND PFUSCH 

Frisierte Zahlen 
Das Rentenniveau wurde schön-
gerechnet. Tatsächlich wird es stärker
sinken, als die Regierung zugibt.

Steigende Beiträge
Die versprochene Stabilisierung findet
nicht statt.

Kümmerliche Privatrente
Der Beitrag der neu geschaffenen 
Privatrente ist viel zu gering, um eine
angemessene Aufstockung der Alters-
versorgung zu gewährleisten.

Staatliche Bevormundung 
Die Regierung überträgt die staatliche
Regulierungswut, die schon die ge-
setzliche Rente geprägt hat, auf die
Privatrente. Die Folge: viel Bürokratie
– wenig Rendite.
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„Dieser Entwurf muss vom Tisch“
Die Länder müssen der Privatrente zustimmen.
Wie werden sie entscheiden?
ERWIN TEUFEL (CDU), 
BADEN-WÜRTTEMBERG: 
„Das Gesetz enthält keine Lösung
für die steuerliche Behandlung der
Alterssicherung. Die Förderung der
kapitalgedeckten Altersvorsorge ist
zu bürokratisch und zu kompliziert.
Das selbst genutzte Wohneigen-
tum ist faktisch nicht berücksich-
tigt, obwohl der Großteil der Bevöl-
kerung Wohneigentum als ideale
Altersvorsorge ansieht.“

EDMUND STOIBER (CSU), BAYERN:
„Dem Gesetz fehlt es an Seriosität,
vor allem an sozialer Balance. Dar-
über hinaus zeugt der Entwurf von
völligem Unverständnis der Regie-
rung für die Probleme der Familien,
von Millionen von Vätern und Müt-
tern, die eine große Leistung für
dieses Land vollbringen.“

EBERHARD DIEPGEN (CDU), 
BERLIN: 
„Der Entwurf ist stark überholungs-
bedürftig. Es gibt keinen generatio-
nengerechten Ausgleich. Mich be-
uszubildende: Bald ein Rentner pro
friedigen auch nicht die Regelun-
gen zur privaten Vorsorge und zur
Bekämpfung der Altersarmut.“

MANFRED STOLPE (SPD), 
BRANDENBURG:
„Im Vermittlungsverfahren hoffe ich
auf eine Einigung mit der CDU, weil
die Rentenreform nach Möglichkeit
im Konsens der großen Volkspar-
teien verabschiedet werden sollte.
Hier ist, vor allem bei der privaten
Altersvorsorge, möglicherweise
noch Spielraum für Kompromisse.“

ROLAND KOCH (CDU), HESSEN: 
„Die Rentenreform ist eine Ge-
schichte der Pleiten, Pech und Pan-
nen. Hessen kann und wird ihr im
Bundesrat nicht zustimmen, weil
alles noch weiter verbürokratisiert,
unausgegoren, aber vor allem
schöngerechnet ist.“

HENNING SCHERF (SPD), BREMEN: 
„Unsere Koalitionsvereinbarung ist
eindeutig. Wenn wir uns nicht einig
sind, muss sich Bremen enthalten.
d e r  s p i e g e l

 Arbeitnehmer
Andererseits sehe
ich noch Möglich-
keiten, diese
schwierige, aber
dringend benötigte
Reform handlicher
zu machen, zu ent-
bürokratisieren und
für die alltägliche
Umsetzung zu ent-
schlacken.“

ORTWIN RUNDE
(SPD), HAMBURG:
„Der Entwurf ist ein
wichtiger Schritt zur
Sicherung einer verlässlichen Al-
tersversorgung. Klärungsbedarf
sehe ich noch bei der Belastung
der Sozialversicherungssysteme,
der Einbeziehung des Wohneigen-
tums in die künftige Privatvorsorge
sowie den Auswirkungen auf die Fi-
nanz- und Sozialverwaltung.“

SIEGMAR GABRIEL (SPD), 
NIEDERSACHSEN: 
„Wir sind grundsätzlich für die Re-
form der gesetzlichen Rentenversi-
cherung mit der geplanten Förde-
rung einer kapitalgedeckten Alters-
vorsorge. Allerdings führt diese
Förderung in der bislang vorgese-
7 / 2 0 0 1
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35 Versicherungs-
jahre, ledig, 1 Kind

unterstellter Zins bei de
Privatvorsorge: 5,5%
abzüglich 10%
Verwaltungskosten;

*Arbeitgeber- und
Arbeitnehmeranteil;

**bei konstanter
Förderquote 2008
bis 2030

Quelle: Rürup

Friseurin, 230
henen Konstruktion zu erheblichen
Steuerausfällen bei den Ländern
und Gemeinden. Das können wir
ohne Kompensationsmaßnahmen
des Bundes nicht verkraften.“

HARALD RINGSTORFF (SPD), 
MECKLENBURG-VORPOMMERN:
„Ich sage dazu nichts vor der Kabi-
nettssitzung an diesem Dienstag.“

WOLFGANG CLEMENT (SPD), NRW: 
„Grundsätzlich unterstützt Nord-
rhein-Westfalen die Rentenreform.
Wegen einzelner finanzpolitischer
Auswirkungen sieht die Landesre-
gierung allerdings noch Klärungs-
Teilen auf frisierten Zahlen, die großen
Versprechen erweisen sich bei näherem
Hinschauen als unhaltbar:
• Es fängt schon damit an, dass die Regie-

rung in ihrem Gesetz ein Rentenniveau
von 67 Prozent der Nettogehälter ver-
spricht, das auf Rechentricks basiert. Der
Begriff „Nettolohn“ wurde kurzerhand
umdefiniert, gemessen an der bisher gül-
tigen Nettolohnformel garantiert der
Staat nur ein Niveau von 64 Prozent.

• Riesters Vorhersagen sind nicht haltbar,
weil das Gesetz die Überalterung der
Gesellschaft weichzeichnet und mit ge-
schönten Prognosen über die künftige
Arbeitsmarktsituation arbeitet. 
• Die von Schröder und Riester immer
wieder versprochene „Beitragsstabili-
sierung“ findet sich in dem Gesetz gar
nicht erst wieder. Denn dort ist bereits
eine sukzessive Anhebung von heute 19
Prozent des Bruttogehalts auf 22 Pro-
zent im Jahr 2030 vorgesehen.

• Da aber fast alle relevanten Annahmen
so nicht von den Experten geteilt wer-
den, wird aller Voraussicht nach auch
dieser Beitragssatz nicht zu halten sein.
Die meisten Kundigen rechnen mit einer
doppelt so hohen Steigerung in den
nächsten 30 Jahren.

• Hinzu kommt: Die Rechnung der Re-
gierung ignoriert den nicht ganz unwe-
sentlichen Sachverhalt, dass schon heu-
te Jahr für Jahr gewaltige Steuermittel
55  2010 2879 

50  2015 3337 

45  2020 3859 

40  2025 4485 

35  2030 5189 
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Bundesratssitzung: Erhebliche Steuerausfälle für die Länder

Bayern
Hessen*

Sachsen
Thüringen

N
sach

Schle
Ho

Sac
An

Ham

Mecklen
Vorpomm

Berlin
Bremen

Rhein-
land-
Pfalz

Branden-
burgSaarland

6
5

4 4 3 4 3 4 4

6
4

33
4

UNIONSGEFÜHRTE
LÄNDER

SPD-GEFÜ
KOALITIO

GROSSE
KOALITION

SPD/FDP-
REGIERUNG

Die Stimmverhältnisse im BundesratDie Stimmverhältnisse im Bundesrat
bedarf. Sie wird ihr Abstimmungsver-
halten erst kurz vor der Bundesrats-
sitzung festlegen.“

KURT BECK (SPD), RHEINLAND-PFALZ:
„Das rheinland-pfälzische Kabinett
entscheidet sich erst am Dienstag.
Wir gehen davon aus, dass eine An-
rufung des Vermittlungsausschusses
kommt. Dort muss zum Beispiel das
Wohneigentum als Altersvorsorge
behandelt werden.“

KURT BIEDENKOPF (CDU), SACHSEN: 
„Der Freistaat Sachsen wird die so
genannte Rentenreform der Koalition
im Bundesrat ablehnen. Diese 
35 –26 58 59

27 –27 65 68

54 –35 76 79

10 –54 88 91

139 –73 102 106
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Private Vorsorge, 4%
des Bruttoentgeltes

onatliche Beträge in Mark, alle Berechnun

eiträge zur gesetzlichen
entenversicherung*

Eigen-
anteil

staatlich
Förderun

ufwand für die Altersvorsorge. . .
Reform ist auf Sand 
gebaut. Sie verletzt die
Gerechtigkeit zwischen
den Generationen, 
erzeugt Altersarmut,
statt sie zu verhindern,
und verspricht Leis-
tungen, die nicht 
bezahlbar sind, zu
Beiträgen, die nicht
ausreichen.“

PETER MÜLLER (CDU),
SAARLAND: 

„Das Saarland wird die Rentenre-
form als Flickschusterei und Etiket-
tenschwindel im Bundesrat ableh-
nen. Die Reform ist kein Konzept zur
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1239 –69 39

1433 –64 89

1784 +59 160

2044 +46 259

2312 +31 392

Rente nach
künftigem
Recht

Differenz
gegenüber
geltendem
Recht

Rente aus
privater
Vorsorge

. . .und wie viel Rente dabei 

Baden- 6
28

insgesamt 69 Stimm

imal muss der Bundesrat über
rm der Rentenversicherung ist
änder kein direktes Mitsprach
rheit ab, kann der Bundestag 
berstimmen.
etz zur Privatvorsorge ist ein z
e Länderkammer den Entwurf 
ungsausschuss auf Kompromis
längerfristigen Zukunftsfähigkeit der
Rente. Die Rentenformel ist willkür-
lich und nicht demografisch legiti-
miert. Die Kriterien zur Privatvorsorge
dienen der Bevormundung, bauen
ein bürokratisches Monster auf und
sind ein Schlag ins Gesicht der
Häuslebauer. Dieser Entwurf muss
vom Tisch.“

REINHARD HÖPPNER (SPD), 
SACHSEN-ANHALT: 
„Die Reform macht die Rentenversi-
cherung zukunftsfähig. Wir begrüßen
insbesondere die Regelungen zur be-
darfsorientierten Grundsicherung im
Alter und zur kapitalgedeckten Alters-
vorsorge. Über Fragen wie Verwal-
l 7 / 2 0 0 1
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 das Rentenreformwerk a
 nur ein Einspruchsgesetz
erecht besitzen. Lehnen s
das Votum nur mit entspr

ustimmungspflichtiges Ge
ab, müssen Bundesregier
ssuche gehen.
tungsverfahren zur Altersvorsorge oder
die Verteilung der finanziellen Lasten
bei der Grundsicherung muss im Ver-
mittlungsausschuss geredet werden.“

HEIDE SIMONIS (SPD), 
SCHLESWIG-HOLSTEIN: 
„Schleswig-Holstein sagt grundsätz-
lich Ja zu dieser Rentenreform, wird
aber dem Antrag für einen Vermitt-
lungsausschuss zustimmen. Die Lan-
desregierung ist der Meinung, die
Umsetzung der Reform der Altersvor-
sorge der Steuerverwaltung aufzu-
bürden ist systemwidrig. Bundesweit
sind nach den Plänen der Bundesre-
gierung rund 2400 zusätzliche Fi-
nanzbeamte nötig, um etwa die

Steuerfreistellungen bei der
Privatvorsorge zu prüfen.“

BERNHARD VOGEL (CDU),
THÜRINGEN: 
„Thüringen wird beide Ren-
tenreform-Gesetze im Bun-
desrat ablehnen. Das Ge-
setzeswerk der Bundesre-
gierung ist so verkorkst,
dass es durch die Korrektur
von ein, zwei Paragrafen
nicht besser wird.“
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HRTE
NEN
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zur Stabilisierung des Ren-
tensystems gebraucht wer-
den, im Jahr 2001 sind es 
114 Milliarden Mark. Dieser
„Bundeszuschuss“ war schon
in den vergangenen Jahren
einer der am schnellsten
wachsenden Posten im Bun-
desetat – und er wird auch
künftig zulegen.

• Und auch die private Rente
ist in Wahrheit ein halb-staat-
liches Zuteilungssystem, das den Bürgern
im Alter das Angesparte häppchenweise
überweist. Wer früh stirbt, kann das Er-
sparte in vielen Fällen nicht mal vererben.

• Ohnehin sind die angesparten Erträge
so niedrig, dass damit für viele ein aus-

Württem-
berg

Gleich zwe
• die Refo

Bundesl
mit Meh
wieder ü

• Das Ges
Lehnt di
Vermittl

*Koalition
kömmliches Polster für den Lebens-
abend nicht entstehen kann.

• Die Einbeziehung des Wohneigentums,
in letzter Minute noch in das Gesetzes-
werk bugsiert, kann nur realisiert wer-
den, wenn sich die Rentner von mor-
gen selbst enteig-
nen. Die Regierung
verlangt allen Erns-
tes, dass der künf-
tige Rentner, der 
in den Genuss 
der Staatsförderung
kommen will, sein
Haus auf Nimmer-
wiedersehen der
Bank überschreibt.
Im Gegenzug erhält

er eine monatliche Rente von seinem
Geldinstitut. Stirbt er früh, hat die Bank
ein grandioses Geschäft gemacht.
Eine Niederlage droht der Regierung im

Bundesrat dennoch nicht, weil sie ihr 
Reformwerk trickreich in zwei Teile spal-
tete. Dem Teil, der die Absenkung des Ren-
tenniveaus und die „Stabilisierung“ des
Rentenbeitrags vorsieht, braucht der Bun-
desrat nicht zuzustimmen. Er kann so in
Kraft treten, wie ihn der Bundestag be-
schlossen hat.

Bei der steuerlichen Förderung der Pri-
vatvorsorge hingegen können die Länder
ihre Macht ausspielen. Hier beanspruchen
sie, weil die Steuergesetzgebung betroffen
ist, volles Mitspracherecht. Und das wollen
sie nutzen, unabhängig davon, welchem
Lager sie angehören. 

Selbst die Bundesregierung rechnet nicht
mehr damit, dass sie diesen Teil der Ren-
tenreform im ersten Anlauf durch den
Bundesrat bekommt. Eine Umfrage des

men

bstimmen:
, bei dem die
ie den Gesetzentwurf
echender Mehrheit

setz.
ung und Länder im

*Allein-
regierung
93



94

Titel
Der Mix macht’s
Die optimale Altersvorsorge: eine staatliche Basissicherung plus Privatrente
Wenn Ökonomen das Land mit
dem besten Rentensystem
küren müssten, würde sich

eine klare Mehrheit für die Schweiz
entscheiden. Die Eidgenossen zahlen
halb so hohe Beitragssätze wie die
Deutschen, obwohl die durchschnittli-
chen Staatsrenten nur unwesentlich
niedriger liegen. Die Zahl der Alters-
armen ist ähnlich gering. Und am wich-
tigsten: Zum gesetzlichen Altersgeld
bekommen schon heute nahezu alle
Schweizer eine obligatorische Privat-
oder Betriebsrente von durchschnitt-
lich 2000 Mark hinzu, viel mehr als in
der Bundesrepublik. 

In der richtigen Mischung aus Staats-
und Privatrente sehen die meisten Ex-
perten heute das beste Rezept für ein
stabileres Altersvorsorgesystem. Um
die Senioreneinkommen möglichst viel-
fältig abzusichern, so empfehlen sie,
sollten die jeweiligen Vor- und Nach-
teile der beiden Finanzierungswege
ausgewogen kombiniert werden.

Im privaten Kapitaldeckungsverfah-
ren nämlich, bei dem jeder sein Alters-
vermögen selbst anspart, hängt der Er-
trag von der Entwicklung am Kapital-
markt ab. Boomt die Börse, können die
Berufstätigen im Alter hohe Erträge
einstreichen. Versinken die Wertpa-
piermärkte in anhaltender Baisse, fallen
die Altersgelder niedriger aus. 

Das staatliche Umlageverfahren da-
gegen, bei dem die heutigen Beitrags-
zahler direkt die heutigen Renten fi-
nanzieren, ist in hohem Maße von der
Bevölkerungsentwicklung abhängig. Je
mehr Junge nachrücken, desto mehr
Beitragsgelder fließen in die Renten-
kasse. Schrumpfen die Geburtenzah-
len, können die Seniorenansprüche
bald nicht mehr bedient werden.

Zu den wirtschaftlichen kommen po-
litische Risiken. Privatrenten geraten
in Gefahr, wenn Inflationen oder Krie-
ge das angesammelte Vermögen ver-
nichten. Die Staatsrente ist bedroht,
wenn Politiker die Alterskassen für an-
dere Zwecke plündern, etwa um die
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen oder
die eigene Wählerklientel zu bedienen.

Besonders gut, so raten Ökonomen,
fahren deshalb Gesellschaften, die bei-
de Systeme etwa im Verhältnis 50 zu 50
mischen. So lassen sich zum Beispiel
die Folgen eines anhaltenden Bevölke-
rungsrückgangs mildern, ohne dass auf
der anderen Seite die Gefahr zu groß
wird, die Finanzmärkte mit zu viel An-
lagekapital zu überschwemmen.

Vom Modellkonzept der Ökonomen
ist Deutschland auch nach der Riester-
Reform weit entfernt. Während Län-
der wie die USA oder die Niederlande
tatsächlich rund die Hälfte ihrer Al-
terszahlungen mit privat oder betrieb-
lich angespartem Kapital unterlegen,
stammen in Deutschland noch immer
82 Prozent der Senioreneinkommen
aus dem staatlichen Rentensystem.
Noch schlechter schneiden nur wenige
andere Länder wie etwa Österreich  ab.

Den Preis für die Reformscheu tra-
gen die Beitragszahler. Verlassen sich
Länder nämlich vorrangig auf das Um-
verteilungssystem von Jung zu Alt, ver-
zichten sie auf die Zusatzerträge, die
ein angesparter Kapitalstock abwirft.
Ökonomen haben errechnet: Um auf
dieselben Rentenzahlungen zu kom-
men, müssen Versicherte im Umlage-
verfahren deutlich höhere Beiträge 
aufbringen als die Finanziers eines
Mischmodells wie in der Schweiz.

Manche Rentenreformer fordern
deshalb seit Jahren, in Deutschland ein
ähnliches System einzuführen. Der
sächsische Ministerpräsident Kurt Bie-
denkopf und sein engster Berater, der
Bonner Gesellschaftswissenschaftler
Meinhard Miegel, haben schon in den
achtziger Jahren entsprechende Kon-
zepte vorgelegt: Eine staatliche Min-
destsicherung soll mit zusätzlicher pri-
vater Vorsorge kombiniert werden.

Dass die Reformer ihr Modell, an-
ders als in der Schweiz, auf Steuern
statt auf Beiträge der Versicherten
gründen, macht in Wahrheit keinen
großen Unterschied. Denn die Schwei-
zer Rentenbeiträge sind fast so ausge-
staltet wie Steuern: Alle Bürger müssen
einzahlen, alle Einkünfte bis zur letzten
Mark sind abgabepflichtig, Geringver-
diener werden begünstigt.

Der Umbau des traditionellen Ren-
ten- in ein Privatsystem ist allerdings
problematisch – und teuer. Denn
während der Übergangszeit trägt die
dann gerade aktive Generation eine
doppelte Last: Die Erwerbstätigen müs-
sen die Ansprüche ihrer Eltern bedie-
d e r  s p i e g e l 7 / 2 0 0 1
nen und zugleich ein eigenes Alters-
vermögen aufbauen.

Dennoch, so hat der Mannheimer
Volkswirt Axel Börsch-Supan ermittelt,
rechnet sich auch für die so genannte
Sandwich-Generation der Wechsel.
Wenn sie das Rentenalter erreicht ha-
ben, gleichen die zusätzlichen Erträge
der Privatvorsorge die doppelte Zah-
lungsverpflichtung zumeist aus.

Wie sehr der Umbau des Altersvor-
sorgesystems auch dem Kapitalmarkt
Impulse zu verleihen vermag, zeigt der
Umstieg in Großbritannien. Nachdem
die konservative Thatcher-Regierung
in den achtziger Jahren die staatlichen
Pensionen drastisch gekürzt und die
private Vorsorge stark ausgeweitet hat-
te, strömten Milliarden von Pfund in
die Kassen von Pensionsfonds und be-
trieblichen Investmentgesellschaften.
In der Folge erhöhte sich das Anlage-
vermögen fürs Alter auf rund 60 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts. 

Fast gleichzeitig, heißt es in einer
Studie zu den Erfolgen des britischen
Systemumbaus, wurde London end-
gültig zur führenden Finanzmetropole
in Europa. Michael Sauga
Privatrenten-Befürworter Miegel, Biedenkopf: Die
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SPIEGEL bestätigt die Einschätzung (siehe
Kasten Seite 92). Danach streben zahlrei-
che Länder ein Vermittlungsverfahren an.

Hoffnungen, dass sich an dem kompli-
zierten Vorschriftenkonvolut für die Pri-
vatvorsorge im Vermittlungsausschuss noch
etwas verbessern ließe, sind aller Voraus-
sicht nach vergebens. Selten spielen in die-
sem von Bundestag und Bundesrat zu glei-
chen Teilen besetzten Kompromissfin-
dungsgremium sachliche oder inhaltliche
Fragen die Hauptrolle. In den nächtelangen
Sitzungen setzt sich meist der durch, der
die besseren Nerven hat. Ohnehin sind die
Fehler in dem Gesamtwerk so gravierend,
dass sie mit ein paar Korrekturen nicht zu
beheben sind.
auphase wird problematisch 
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Schon jetzt steht für zahlreiche Experten
deshalb fest: Das Ziel der Reform ist ver-
fehlt – Wiedervorlage in der nächsten Re-
gierungsperiode.

Dabei bräuchte die Rentenversicherung
nichts dringlicher als eine ehrliche Inven-
tur, je eher, desto besser. Noch nie seit ih-
rer Gründung hat die Alterssicherung auf
so tönernem Fundament gestanden wie
derzeit. Ursache dafür ist die demografi-
sche Entwicklung.

Jedes Jahr verabschieden sich rund
200000 Menschen mehr vom Arbeitsmarkt
aufs Altenteil, als Junge nachrücken. Jähr-
lich wächst die Zahl der Rentner um 
die Einwohnerzahl einer Großstadt wie 
Gelsenkirchen. Heute schon macht der An-
teil der über 60-Jährigen knapp ein Viertel
der Bevölkerung aus; eine Quote, die 
sich in den nächsten Jahren drastisch er-
höhen wird, wenn die geburtenstarken
Nachkriegsjahrgänge der Fünfziger und
Sechziger ins Rentenalter vorrücken. In 30
Jahren wird schon mehr als ein Drittel 
der Bevölkerung dieser Altersgruppe an-
gehören.

Und die Alten werden immer älter, be-
ziehen also auch viel länger Rente als
früher. Alle zwei Jahre steigt die Lebens-
erwartung um mehr als zwei Monate. 1999
waren erst knapp eine halbe Million Men-
schen in Deutschland älter als 90 Jahre. In
30 Jahren wird sich ihre Anzahl mehr als
verdoppelt haben.

Seit Jahren schrumpft dagegen der An-
teil der Jugendlichen an der Gesamtbe-
völkerung: Anfang der siebziger Jahre wa-
ren noch rund 30 Prozent der Bevölkerung
jünger als 20 Jahre, heute sind es nur noch 
20 Prozent. 2030 wird ihr Anteil schon 
ein gutes Stück Richtung 15 Prozent ge-
sunken sein.

Ursache der Vergreisung: Die Deutschen
bringen zu wenig Kinder zur Welt. Auf
1000 Frauen kommen nur rund 1400 Ge-
burten, 2100 wären aber nötig, um die Be-
völkerung stabil zu halten. Unausweich-
d e r  s p i e g e l 7 / 2 0 0 1
liche Folge der Entwicklung: Schon in 
wenigen Jahren wird die Bevölkerung
Deutschlands schrumpfen. 2050 leben dann
nur noch zwischen 50 und 75 Millionen
Menschen in Deutschland, je nachdem, 
wie viele Einwanderer ins Land gelassen 
werden.

Alterung und Bevölkerungsschwund
stürzen die Rentenversicherung in die Dau-
erkrise. Weil in den vergangenen Jahr-
zehnten nur rund zwei Drittel der erfor-
derlichen Nachkommenschaft auf die Welt
kam, fehlen heute und in Zukunft die Bei-
tragszahler für das Alterssicherungssystem.
Denn die gesetzliche Rentenversicherung
funktioniert nach dem so genannten Um-
lageverfahren, bei dem der arbeitende Teil
der Bevölkerung das Altersgeld für die
Rentner erwirtschaftet. 

Dass die Rentenversicherung auf diesem
Generationenvertrag beruht, ist für eine
große Mehrheit der Bevölkerung auch
mehr als 40 Jahre nach dessen Einführung
ein Rätsel. Noch immer glaubt die Mehr-
heit, die Rente sei eine klassische Kapital-
versicherung, bei der die eingezahlten
Beiträge auf ein persönliches Konto
fließen, dort verzinst und dereinst in mo-
natlichen Raten ausgezahlt werden. In all
den Jahrzehnten haben es die Rentenpoli-
tiker aller Parteien nicht vermocht, diesen
Trugschluss aus der Welt zu schaffen – im
Gegenteil. Bewusst nährten sie mit Begrif-
fen wie „Beitragsjahre“ oder „Anwart-
schaften“ die Illusion, bei der Rente han-
dele es sich um eines der üblichen Asse-
kuranzprodukte.

Tatsächlich wird nichts zurückgelegt,
nichts gespart: Die Rentenversicherung lebt
Monat für Monat von der Hand in den
Mund. Was ein Arbeitnehmer als Abzug
für die Rentenversicherung auf seinem Ge-
haltszettel findet, entdeckt schon bald dar-
auf ein Pensionär auf seinem Kontoauszug. 

Ebenso ergeht es dem so genannten Ar-
beitgeberbeitrag: Der Begriff vernebelt,
dass dieser Teil des Rentenbeitrags eben-
falls vom Arbeitnehmer erwirtschaftet
wird. Für seine eigenen Rentenansprüche
95
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 Zwickel: Faule Kompromisse mit den Gewerkschaften
ist davon jedenfalls nichts
gedacht, da muss der Werk-
tätige von heute auf die Ar-
beitnehmer von morgen
vertrauen.

Das geht so lange gut,
wie das Verhältnis von 
Beitragszahler und Renten-
empfänger vergleichsweise
günstig bleibt. Davon kann
aber schon lange keine
Rede mehr sein. Als das 
gegenwärtige Rentensystem
1957 installiert wurde, 
kamen auf einen Rentner
noch acht Beitragszahler.
Heute hat sich das Verhält-
nis auf eins zu zwei ver-
schlechtert. In 30 Jahren, so
sagen sämtliche Prognosen
voraus, muss ein Beitrags-
zahler annähernd für einen
Rentner aufkommen.

Die Folge: Die Ausgaben
für Rentner und Pensionäre
werden in den nächsten Jahrzehnten ex-
plodieren. Die geplante Reform kann den
Anstieg der Rentenlasten allenfalls etwas
dämpfen, den Trend umzukehren vermag
sie nicht. Wie kaum ein anderes Land der
Europäischen Union (EU) wird Deutsch-
land die wachsenden Kosten für die ältere
Generation in Zukunft zu schaffen ma-
chen. In einer Studie für den Wirtschafts-
und Finanzministerrat (Ecofin) der EU sagt
eine Kommission europäischer Regie-
rungsexperten voraus, dass der Anteil der
Renten- und Pensionslasten am deutschen
Bruttoinlandsprodukt bis 2050 um 40 Pro-
zent steigen wird.

Die Zahlen und ihre bedrohliche Be-
deutung kennen auch Schröder und sein
Rentenminister. Schon als Vize der mäch-
tigen IG Metall hatte sich Riester, der ge-
lernte Fliesenleger, immer wieder mit sei-
nen Kollegen im Gewerkschaftsvorstand
angelegt, wenn die das absehbare Loch in
der Rentenkasse mit dem Geld von Be-
trieben und Beschäftigten stopfen wollten.
Wenn sein Vorstandskollege Horst Schmitt-
henner in einer der Sitzungen mal wieder
die These verbreitete, „diese Gesellschaft
ist so reich, die kann jeden Beitragssatz
verkraften“, wertete das Riester als „Re-
flex“ eines Sozialpolitikers, der „in Denk-
schablonen erstarrt“ ist. 

Gegen die Durchhalteparolen der orga-
nisierten Realitätsverweigerer begannen
der Kanzler und sein Rentenminister ihre
neue „Politik der Ehrlichkeit“. Anfangs
waren die beiden sogar entschlossen, den
starken Worten Taten folgen zu lassen.

Mutig schlug der Minister vor knapp
zwei Jahren als Erstes vor, den Deutschen
den Aufbau einer zusätzlichen Privatvor-
sorge verpflichtend vorzuschreiben. Doch
nachdem „Bild“ das Konzept als „Zwangs-
rente“ verteufelt hatte, war die Idee – ob-
wohl sachlich richtig – politisch tot.

Reformkritiker
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Ein knappes Jahr später wagte der Ex-
Gewerkschafter einen neuen, nicht weniger
systemsprengenden Schritt. Unter strengs-
ter Geheimhaltung handelte Riester im 
vergangenen Frühjahr mit einem kleinen
Zirkel von Koalitionspolitikern und Minis-
teriumsvertrauten ein Konzept aus, das 
den Illusionen und Versprechungen der
Vergangenheit einen geradezu tollküh-
nen Wirklichkeitsschock entgegen-
setzte.

Innerhalb von zwei Genera-
tionen, so sah es der bis ins Jahr
2050 reichende Plan vor, werde das
gesetzliche Altersgeldsystem auf
das Niveau einer Basissicherung ab-
geschmolzen. Die Lücke sollten die
Bürger mit mehr privater Vorsorge
füllen, die dann fast denselben Um-
fang erreichen würde wie das ge-
setzliche Umlagesystem. Sogar der
sächsische Ministerpräsident Kurt
Biedenkopf, der jahrzehntelang
vergeblich ein realistisches Vorsor-
gekonzept angemahnt hatte (siehe
Kasten Seite 94), lobte, dass Ries-
ters Entwurf „fast zwangsläufig“
auf seine Wunschreform zulaufen
werde. 

Der Professor hatte sich zu früh
gefreut. Kaum kam das erste Stör-
feuer, zuckten die Reformer
zurück. Vor allem bei den Gewerk-
schaften, aber auch beim partei-
eigenen Traditionsflügel stieß das
Konzept auf Widerstand. Dann ver-
abschiedeten sich auch noch die
Unionsparteien aus der Reform-
allianz. Deren Verhandlungsführer
Horst Seehofer (CSU) hatte schon
einen „Quantensprung“ in der So-
zialpolitik ausgemacht, doch er
musste sich einem Mächtigeren
beugen.
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CSU-Chef Edmund Stoiber verhinderte
die große Rentenkoalition. Er hatte das Po-
tenzial des Themas für den Wahlkampf
entdeckt und trimmte die Union fortan auf
Oppositionskurs. Gegen das Votum von
CDU-Chefin Angela Merkel, die zum Kon-
sens bereit war.

Von allen reformbereiten Geistern ver-
lassen, machten sich Schröder und Riester
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daran, ihr Werk zu demontieren. Als Erstes
kippten sie ihr Vorhaben, das Niveau der
gesetzlichen Rente bis zum Endpunkt ihres
Reformplans um fast ein Viertel zu redu-
zieren. Nun enden alle Berechnungen im
Jahr 2030, spätere Kürzungen sind nicht
mehr vorgesehen.

Im vergangenen Dezember verabschie-
dete sich Riester von seinem so genannten
Ausgleichsfaktor, der vom Jahr 2011 an die
Altersgelder jedes neuen Pensionärsjahr-
gangs zusätzlich gesenkt hätte, jedes Jahr
ein Stückchen weiter unter das allgemeine
Rentenniveau. Mit der Entscheidung woll-
te die Regierung für „mehr Gerechtigkeit“
zwischen den Generationen sorgen. In
Wahrheit jedoch benachteiligt die Ent-
scheidung gerade die Jüngeren, weil die
nun für alle Zeiten ein festgelegtes Ren-
tenniveau zu finanzieren haben.

Zuvor hatte die Regierung bereits die
Wünsche der Gewerkschaften nach einer
kräftigen Rentenerhöhung in diesem Jahr
erfüllt. Wollte die Regierung die Renten
im Sommer 2001 ursprünglich nur in Höhe
der Inflationsrate steigern, können sich die
Senioren nun über eine weit kräftigere An-
hebung freuen.

Schließlich verhedderte sich die Regie-
rung bei der Förderung der privaten Vor-
sorge: Weil sie dem Zwang entsagte, muss
sie nun 20 Milliarden Mark aufbringen –
Angestellte (Börsenmakler in Frankfurt)
Drastische Absenkung des Lebensstandards 
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wand für die Altersvorsorge. . . . . .und
und kann damit doch nur ein
vergleichsweise bescheidenes
Ergebnis erzielen.Und weil
Arbeitsminister Walter Ries-
ter und seine Experten ihren
Regelungskünsten viel, den
betroffenen Bürgern aber gar
nichts zutrauen, entstand da-
bei ein bürokratisches Mon-
ster – das zudem dem Bürger
wenig bringt.

Gerade einmal 4800 Mark
darf der Deutsche künftig
steuerfrei für seine Alters-
vorsorge abzweigen. „Das
reicht hinten und vorne
nicht“, sagt Dirk Popielas,
der Rentenexperte von Gold-
man Sachs über den Riester-Plan, die
Beiträge seien einfach zu niedrig. Zum Ver-
gleich: In den USA kann jeder Arbeitneh-
mer bis zu 10500 Dollar aus dem unver-
steuerten Einkommen verwenden, um für
seine Rente zu sparen.

Klar ist jedenfalls, dass jeder Normal-
verdiener wesentlich mehr anlegen muss,
wenn er seinen Lebensstandard im Alter
nicht drastisch einschränken will. Eine zu-
sätzliche, wirklich private Vorsorge ist des-
halb unumgänglich. Die meisten Bürger
scheinen das inzwischen auch zu wissen:
Insgesamt werden in Deutschland in jedem

Jahr über 250 Milliarden Mark in
Bankdepots, Lebensversicherungen
oder Fondspolicen gesteckt, aller-
dings aus vorher versteuertem Ein-
kommen.

In welchem Umfang die Bürger
von dem neuen Sparmodell über-
haupt Gebrauch machen werden, 
ist ungewiss. Die Geringverdiener
könnten sich verweigern, weil die
Altersvorsorge freiwillig ist – auch
Riester kann deshalb, trotz all sei-
ner strengen Regeln, nicht aus-
schließen, dass künftig manch sorg-
loser Senior im Extremfall der So-
zialhilfe anheimfällt. 

Und für die Besserverdiener ist es
möglicherweise attraktiver, auf die
staatliche Förderung zu verzichten
und stattdessen, frei von allen Ries-G
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 sich auf das Renteneintrittsjahr
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 wie viel Rente dabei herauskommt
ter-Zwängen, in renditestarke – aber eben
auch risikoreichere – Anlagen zu inves-
tieren. 

Noch weiß niemand, wie hoch – oder
niedrig – die Renditen der Zusatzrenten
tatsächlich sein werden. Viel hängt deshalb
davon ab, ob es den Experten der Versi-
cherungs- und der Bankenbranche gelingt,
aus den strengen Vorgaben des Altersvor-
sorgeverträgezertifizierungsgesetzes – es
heißt wirklich so – attraktive Produkte zu
entwickeln – und das wird schwer genug. 

Denn Riesters Gesetz überträgt die 
staatliche Regulierungswut, die schon die
gesetzliche Rente geprägt hat, nahtlos auf
die Privatversicherung. Mit einer Unzahl
von Auflagen und Regulierungen gestaltet
er die Privatvorsorge nach dem Ebenbild
der Sozialrente. Wer in den Genuss der
staatlichen Zuschüsse kommen will, muss
einen regelrechten bürokratischen Hin-
dernislauf absolvieren. Denn die Anlage-
formen, mit denen die Bürger schon heu-
te unabhängig von staatlicher Anleitung
zusätzlich zur Rente vorsorgen, finden
längst nicht alle Gnade vor Riester. An ins-
gesamt elf Bedingungen knüpft der Ren-
tenminister die Förderwürdigkeit einer 
Anlage.

So darf das Vorsorgekapital zum Bei-
spiel nicht verpfändet werden, wenn der
Versicherte einmal in Geldnöte geraten
sollte. Dem Anbieter der Zusatzabsiche-
rung ist es darüber hinaus verboten, das
Geld etwas spekulativer anzulegen. Zu-
dem muss er garantieren, dass er mindes-
tens das einbezahlte Kapital im Alter 
wieder ausschüttet. Diese Geld-zurück-
Garantie ist nach Ansicht von Experten
besonders für jüngere Anleger unsinnig.
„Das ist so, als wenn der Gesetzgeber je-
den zwingen würde, sich bei der Autover-
sicherung Vollkasko zu versichern“, spot-
tet Thomas Mayer, Chefvolkswirt der In-
vestmentbank Goldman Sachs. 

Am stärksten greift der fürsorgende
Staat aber beim Auszahlungsmodus ein.
Nur solche Zusatzversicherungen werden
als förderungswürdig anerkannt, die im Al-
ter eine monatliche Leibrente garantieren.
Dahinter steht das abgrundtiefe Misstrau-
97
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Geburtsjahr
en, der Versicherte könnte, bei ein-
maliger Auszahlung beispielsweise sei-
ner Lebensversicherung, das Geld ver-
prassen und anschließend dann der
Sozialhilfe zur Last fallen. Die Be-
fürchtung ist übertrieben. Schon heu-
te sorgen die meisten Arbeitnehmer
mit einer Lebensversicherung vor, die
sie sich in den allermeisten Fällen in ei-
nem Betrag auszahlen lassen.

Vollends hanebüchen aber werden
Riesters Vorgaben, wenn das Eigen-
heim als Zusatzabsicherung fürs 
Alter dienen soll. Das Vorhaben stellt
den bürokratischen Sachverstand 
vor erhebliche Herausforderungen: Ist
die ersparte Miete mit einer mo-
natlichen Rentenzahlung zu verglei-
chen? Wenn ja, wie ist sie zu besteu-
ern? Oder soll der Hausbesitzer sein
Eigenheim im Alter an eine Bank 
veräußern, die den Kaufpreis dann als 
monatliche Rentenzahlung überweist?
Fragen über Fragen, auf die niemand eine
Antwort weiß, vor allem die Finanzindu-
strie nicht. 

Das feste Regelwerk macht die Geldan-
lage für das Alter zwar vergleichsweise si-
cher – aber auch wenig rentabel. Dennoch
erwarten Versicherer, Fondsgesellschaften
und Banken durch Riesters Gesetz ein gi-
gantisches Geschäft. „Steuersparprodukte
verkaufen sich in Deutschland wie Sahne-
schnittchen“, sagt ein Vertriebsprofi. Bis
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BMW-Facharbeiter (im Motorradwerk in Berlin):
zum Jahresende werde es bis zu zehn Mil-
lionen neue Verträge geben.

Sobald das Gesetz den Vermittlungsaus-
schuss passiert hat, wollen die Anbieter
ihre Produkte auf den Markt bringen. Als
große Gewinner der Reform gelten die Ver-
sicherer. Nach einer Studie der HypoVer-
einsbank werden sie 70 Prozent des Mark-
tes beherrschen, für Fondsgesellschaften
und andere Anbieter bleiben gerade mal 30
Prozent. 
d e r  s p i e g e l 7 / 2 0 0 1
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 Mehr Rente mit Aktienfonds?
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Bis zum 1. Januar 2002, wenn das Gesetz
offiziell in Kraft tritt, werden die Anbieter
nicht warten. „Dann haben sich die Kun-
den schon für ein Produkt entschieden“,
sagt Eckhard Hütter. Der bei der Allianz
Lebensversicherung für die Produktent-
wicklung zuständige Vorstand rechnet da-
mit, dass allein von dem Vertreterheer der
größten deutschen Lebensversicherung
rund eine Million neue Verträge abge-
schlossen werden können. 

„Die traditionelle Kapitallebensversi-
cherung ist nicht riester-fähig“, sagt Hütter.
Die alten Policen lassen sich kaum an das
neue Regelwerk anpassen. 

Bei diesen Verträgen kommen die Ein-
zahlungen zwar aus versteuertem Ein-
kommen, dafür sind die Ausschüttungen
am Ende einer mindestens zwölfjährigen
Laufzeit steuerfrei. Sie funktionieren also
genau umgekehrt wie die Riester-Rente,
wo die Auszahlungen im Rentenalter ver-
steuert werden müssen. Außerdem wird
bei den rund 65 Millionen Kapitallebens-
versicherungen im Markt das angesparte
Kapital am Ende der Laufzeit auf einen
Schlag ausgezahlt. 

Die Produkte der Lebensversicherer
werden sich wenig von den bisherigen Ren-
tenpolicen unterscheiden. Die Renditen
sind bescheiden, aber dafür relativ stetig.
Zurzeit garantiert die Branche nach 
Abzug der Kosten eine Verzinsung von
3,25 Prozent, die besseren Versicherer
kommen bei lang laufenden Policen auf
eine Rendite von zur Zeit rund 7,5 Pro-
zent im Jahr.

Die deutsche Versicherungsaufsicht er-
laubt bei den konventionellen Rentenver-
sicherungen einen Aktienanteil von maxi-
mal 35 Prozent. Das limitiert das Risiko,
führt aber dazu, dass den Versicherten die
im Durchschnitt der Jahre höheren Rendi-
ten auf den Kapitalmärkten vorenthalten
werden. Fondsgesellschaften können in
diese Lücke stoßen.

Ursprünglich sollten die Fondsgesell-
schaften gezwungen werden, das bis zum
Zeitpunkt des Rentenbeginns angesparte
Kapital in eine Rentenversicherung einzu-
bringen. Diese Restriktion sei nun aufge-
brochen worden, sagt Horst Zirener, der
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Vorstandssprecher des Bundesverbands
Deutscher Investment-Gesellschaften. Nun
könnten auch die Fonds monatliche Aus-
zahlungen vereinbaren.

Auch gegen die Garantie, dass das einge-
zahlte Kapital mindestens erhalten bleibt,
wehrte sich die Fondsindustrie vehement.
Denn solche Garantien lassen sich, wenn
die Börse auf Talfahrt geht, nur mit einem
relativ hohen Anteil an festverzinslichen
Wertpapieren erreichen. Zurzeit läuft alles
darauf hinaus, den Fonds einen Aktienan-
teil von maximal 75 Prozent zu erlauben.
Viele Fondsgesellschaften wollen eine Wert-
erhaltsgarantie abgeben, wenn der Kunde
mindestens zehn Jahre bei ihnen bleibt. 

Gute Aktienfonds erwirtschafteten in
den vergangenen 20 Jahren durchschnittli-
che Renditen im zweistelligen Prozentbe-
reich. Insofern müssen sich die Versicherer
auf einen verschärften Renditewettbewerb
einstellen.
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wand für die Altersvorsorge. . . . . .und
Der größte europäische Versicherer, die
Allianz, hat sich darauf vorbereitet: Sie will
neben reinen Fondsprodukten auch fonds-
gebundene Rentenversicherungen mit Ga-
rantien anbieten.

Etwa 30 Prozent der Beiträge werden
zur Erfüllung der Garantie zurückbehal-
ten. Mit den restlichen 70 Prozent des 
Geldes kann der Anleger auf eigene Ver-
antwortung über das Internet zwischen
verschiedenen Aktienfonds hin und her
springen. 

Andere Anbieter bereiten ähnliche 
Produkte vor. Zunächst entscheidet die
Vertriebsmacht der Anbieter, welche Pro-
dukte verkauft werden. Doch mittelfristig
erwarten die Experten einen härteren
Wettbewerb, über den die Höhe der er-
zielten Renditen entscheidet.

Wesentlich härter noch als bei der pri-
vaten Vorsorge sind die Bedingungen für
die betriebliche Altersvorsorge geregelt, da
d e r  s p i e g e l 7 / 2 0 0 1

sich auf das Renteneintrittsjahr

–151 78 2799Ł –73

–140 177 3322Ł +37

–179 319 3928Ł +140

–252 518 4651Ł +266

–332 784 5459Ł +452

ach
m

Differenz
gegenüber
geltendem
Recht

Rente aus
privater
Vorsorge

Gesamtversorgung
und Veränderung
gegenüber dem
geltenden Recht

 wie viel Rente dabei herauskommt
haben sich die Strukturkonservativen in
Riesters Ministerium durchgesetzt. Pen-
sionsfonds sollen der Versicherungsaufsicht
unterliegen. Daher fürchten die Banken,
dass der Aktienanteil bei maximal 35 Pro-
zent liegen darf. „Den Versicherungsleuten
ist es gelungen, die Panik beim Gewerk-
schaftsflügel der SPD zu schüren“, schimpft
das Vorstandsmitglied einer Großbank.
Dort würden die Schwankungen an der
Börse immer noch als Teufelswerk abgetan.

In einem persönlichen Brief an Bundes-
kanzler Schröder protestierten die Frank-
furter Spitzenbanker Rolf Breuer, Bernd
Fahrholz, Martin Kohlhaussen und Fried-
rich von Metzler gegen die geplanten Pen-
sionsfonds. Die Chefs von Deutsche Bank,
Dresdner Bank, Commerzbank und dem
Bankhaus Metzler beklagen, dass sie die
künftig ebenfalls steuerlich geförderten
Fondsprodukte ausgerechnet dem Bun-
desaufsichtsamt für das Versicherungswe-
sen vorlegen müssen.

Erst mit der Einführung „echter“ Pen-
sionsfonds werde „die Leistungsfähigkeit
der Altersvorsorge nachhaltig gestärkt“.
Dies werde „sich auch sehr positiv für den
Finanzplatz Deutschland auswirken“,
locken die Banker den Kanzler.

Es geht um viel Geld. Während in
Deutschland die betriebliche Altersver-
sorgung dahinvegetiert, haben sich die 
Pensionsfonds in Großbritannien, den Nie-
derlanden oder in den USA zu einer 
zweiten starken Säule der Altersversor-
gung entwickelt. Mehr als die Hälfte aller 
Arbeitnehmer in Großbritannien haben
Anspruch auf eine betriebliche Rente. 
Kapitalanlagen im Wert von rund 2300 
99
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Be- und Entlastung der Generationen durch die
Riester-Reform gegenüber geltendem Recht.
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r Nachwuchs: Ein Drittel fehlt
Milliarden Mark wurden ange-
sammelt.

Die britischen Pensionsfonds
sind als Trusts organisiert, in 
die Arbeitnehmer und ihre Ar-
beitgeber steuerbegünstigt ein-
zahlen. Der Treuhänder dieser
Fonds verwaltet das ihnen 
anvertraute Vermögen im Diens-
te der Begünstigten. Das Ver-
mögen der Fonds ist eindeutig
vom Trägerunternehmen ge-
trennt, das keinen Zugriff auf 
die Vermögensgegenstände hat.
Zudem gibt es bestimmte Sol-
venzpflichten. Das war nicht im-
mer so: Weil das Firmenimpe-
rium des britischen Unterneh-
mers Robert Maxwell, bevor es
endgültig abstürzte, die Pen-
sionskassen von übernommenen
Unternehmen geplündert hatte,
wurden die Fonds vom Gesetz-
geber besser geschützt. 

Bis zu 90 Prozent der Kapi-
talanlagen auf der Insel sind auf
dem Aktienmarkt investiert.
Wenn die Kurse sinken, leiden
auch die Pensionsfonds. So lag
die durchschnittliche Rendite bei
den 67 größten angelsächsischen
Fonds, die von renommierten
Adressen wie Merrill Lynch,
Rothschild oder einer Tochter-
gesellschaft der Dresdner Bank verwaltet
werden, im vergangenen Jahr bei minus
3,8 Prozent.

Trotzdem gab es auf der Insel keinen öf-
fentlichen Aufschrei, dass die Pensionen in
Gefahr seien. Die kapitalmarkterfahrenen
Briten wissen, dass es an der Börse rauf
und runter geht. 1999 lag die Durch-
schnittsrendite ihrer Pensionsfonds bei gut
20 Prozent. In den vergangenen 20 Jahren
wurde im Durchschnitt eine Rendite von
weit über 10 Prozent erzielt.

Solche Renditen sind bei Riesters Pen-
sionsfonds nicht möglich. „Die Regierung 
ist einen Schritt zu kurz gesprungen, 
denn die geplanten Pensionsfonds wer-
den weitgehend wie Versicherungen be-
handelt“, sagt selbst Allianz-Vorstand 
Joachim Faber. Er fordert auch Pensions-
fonds, die „die größtmögliche Freiheit 
bei der Kapitalanlage“ gewährleisten. Doch
die ist in Riesters Regelwerk nicht vorge-
sehen.

So bleibt allzu vieles beim Alten. Die
private Vorsorge ist nicht wirklich eine 
Privatrente. Und statt die Deutschen auf
den unvermeidlichen Abschied vom Ren-
tenmodell der fünfziger Jahre vorzuberei-
ten, gaukelt die Regierung den Wählern
nun doch wieder vor, dass sich beim ge-
setzlichen Altersgeld so gut wie nichts 
ändern wird. 

Bei den Beitragssätzen, so sagt Riester
im Tabellenwerk seines Gesetzentwurfs
voraus, müssen sich die Arbeitnehmer in

Deutsche
100
den nächsten 30 Jahren nur auf ganz leich-
te Steigerungen von heute knapp zehn auf
elf Prozent einstellen. Und beim Renten-
niveau, das den Deutschen anzeigt, wie
sich im Alter ihr Lebensstandard ent-
wickelt, verheißt der Minister bis zum
Ende seines Prognosezeitraums sogar Wer-
te wie in den neunziger Jahren.

Selbst im Jahr 2030, wenn nach Ein-
schätzung aller Experten die „demografi-
sche Zeitbombe“ ihre volle Sprengkraft zu
entfalten beginnt, sinkt das gesetzliche Al-
tersgeld kaum wahrnehmbar von derzeit 70
auf knapp 68 Prozent der Nettolöhne.
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Angetreten, den Deutschen
die Notwendigkeit privater Zu-
satzvorsorge schonungslos vor
Augen zu führen, gibt Schröders
Regierung inzwischen längst die
gleichen Beruhigungspillen und
Schönwetterparolen aus wie alle
Nachkriegsregierungen zuvor.
Den künftigen Rentnern ver-
spricht sie ein „höheres Ge-
samtversorgungsniveau als heu-
te“, die Lasten für die Beitrags-
zahler dagegen werden systema-
tisch verschleiert und vernebelt. 

Schon der Beitragssatz, der
den Bürgen signalisieren soll,
wie viel sie jeden Monat an die
Sozialkasse abführen, verbirgt
die tatsächlichen Kosten mehr,
als dass er sie offen legt. Denn
was die Lohnbuchhalter an die
23 Landes- und 4 Bundesversi-
cherungsanstalten der Republik
überweisen, deckt nur zu knapp
drei Vierteln die monatlichen
Rentenausgaben.

Den Rest schießt der Staat zu
– mit dem Geld, das er den Steu-
erzahlern zuvor abgenommen
hat. Ganz gleich also, ob die
Deutschen ihren Wochenend-
einkauf bezahlen, den Benzin-
tank füllen oder dem Chef eine
Gehaltserhöhung abtrotzen: Von

jeder verdienten und ausgegebenen Mark
fließt ein Teil in die Seniorenversorgung.

Christ- wie sozialdemokratische Ren-
tenreformer haben die Zuflüsse in einer
selbst für Experten kaum noch durch-
schaubaren Vielzahl von Bundes- und Re-
gelzuschüssen, Sonderabführungen und
Zweckbeiträgen versteckt. Allein in die-
sem Jahr schießt der Bund mehr als 114
Milliarden Mark der Rentenkasse zu, gut
ein Viertel seiner Gesamteinnahmen. 

Doch selbst dieser Anteil wird bald nicht
mehr ausreichen, um den wachsenden
Geldhunger der Alterskassen zu stillen.

Wie dramatisch die staatlichen Finanz-
spritzen für das System anwachsen, hat
erst kürzlich der grüne Haushaltsex-
perte Oswald Metzger vorgerechnet.
Danach steigen die Rentenhilfen des
Bundes seit Dienstantritt der rot-grü-
nen Koalition fast zehnmal so stark wie
alle übrigen Staatsausgaben. Bereits
im Jahr 2004 werden sie die schwin-
delerregende Summe von 134 Milliar-
den Mark erreichen, fast zehnmal so
viel, wie Bildungsministerin Edelgard
Bulmahn für Berufsschulen, Univer-
sitäten oder Forschungsinstitute aus-
geben darf.

Dass sie mit jedem Steuertermin zu-
sätzliches Geld in die Rentenkasse
pumpen, ist den meisten Bürgern völ-
lig unbekannt. Und so soll es nach dem
Willen der Politiker auch bleiben. Wür-
den die Steuermilliarden den Sozial-
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er Börse: Steigende Kurse, steigende Renten? 
abgaben hinzugezählt, läge der
Rentenbeitrag schon heute nicht
bei 19, sondern bei gut 26 Pro-
zent, haben Experten errechnet.
Im Jahr 2030 müssten die Bun-
desbürger danach sogar fast 30
Prozent ihrer Lohneinkommen
als Steuern oder Beiträge den Se-
nioren überstellen.

Auch das ist, wie es die Statis-
tiker begütigend nennen, noch
„äußerst konservativ gerechnet“.
Bei der Kalkulation von Auf-
wand und Ertrag ihres Reform-
werks haben Riesters Chefma-
thematiker ihre Annahmen näm-
lich stets so gewählt, dass, wie
durch Zauberhand, die Einnah-
men besonders hoch und die
Ausgaben besonders niedrig er-
schienen. 

Ein geradezu phantastisches
Szenario entwarfen die beamte-
ten Prognostiker zum Beispiel
für den Arbeitsmarkt. So rech-
net Riester in den nächsten 20
Jahren mit einem stetigen Zu-
wachs an Beschäftigten, obwohl
die Bevölkerungszahl im selben
Zeitraum um etliche Millionen
schrumpft. Kurioser noch, die
neuen Arbeitskräfte entstammen
fast ausschließlich der so ge-
nannten stillen Reserve. Dazu
zählen Hausfrauen, die bisher
Kinder erzogen haben oder
Schulabgänger, die vor ihrer Aus-
bildung noch schnell auf Weltreise ge-
hen. Die Zahl der offiziell beim Arbeits-
amt gemeldeten Jobsuchenden liegt da-
gegen nach Riesters eigenen Voraussa-
gen auch in 20 Jahren noch bei rund 2,5
Millionen.

Frankfurt
102

CDU-Aktion gegen Riester-Reform*
Die Opposition verweigerte sich 
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So schlecht, höhnten jüngst die Teilneh-
mer einer internationalen Expertenkon-
ferenz in Zürich, könne eigentlich nicht
einmal die Arbeitsmarktpolitik in Deutsch-
land sein, dass trotz jahrelangen Beschäf-
tigungsbooms die Jobmisere kaum ab-
nimmt. Kein Wunder, dass der Sach-
verständigenrat der Regierung für die 
„bemerkenswerte Prognose“ denn auch
eine ganz andere Erklärung liefert: Die An-
nahmen beförderten „den finanziellen 
Status der Rentenversicherung“.

Denn wer aus der stillen Reserve eine
Stelle antritt, zählt für die Rentenkasse als
vollgültiger zusätzlicher Beitragszahler.
Wird dagegen ein Arbeitsloser eingestellt,
bringt das der Versicherung nur halb so
viel Gewinn: Für ihn haben nämlich auch
zuvor schon die Arbeitsämter Beiträge an
die Alterskassen abgeführt.

Riesters seltsame Vorhersage, dass in
den nächsten Jahren gleichzeitig der Ar-
beitsmarkt und die Arbeitslosigkeit blühen,
trägt der Rentenkasse milliardenschwe-
re Gewinne ein – auf dem Papier. Ohne 
die kreative Buchführung läge der Bei-
tragssatz im Jahr 2030 bei 23 statt bei 
22 Prozent. 

* Generalsekretär Laurenz Meyer bei der Präsentation
einer „Service-Rufnummer“ für den „Renten-Check“ am
Freitag vergangener Woche in Berlin.
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Die geschönte Arbeitsmarktbi-
lanz ist freilich nur das krasseste
Beispiel einer ganzen Kette von
Luftbuchungen und Rechentricks,
mit denen die Regierung ihre Re-
form planvoll gesundzubeten ver-
sucht. Mal unterstellt das Ar-
beitsministerium, dass der Kran-
kenversicherungsbeitrag bis zum
Jahr 2025 bei konstant 13,5 Pro-
zent verharren wird, auch wenn
die Beamten wissen, dass er die-
se Marke schon 2001 deutlich
überschreitet. Mal rechnet die
Behörde mit einem niedrigeren
Anstieg der Lebenserwartung, als
ihn die zuständige Parlaments-
kommission erwartet. Allein das
dämpft den Beitragsanstieg um
weitere 0,4 Prozentpunkte. 

Riesters Versprechen, den Bei-
tragssatz bei maximal 22 Prozent
zu fixieren, halten Experten des-
halb für pure Schönfärberei zur
Beruhigung des Volkes. In Wahr-
heit, so sagt etwa der Mannhei-
mer Ökonom Axel Börsch-Su-
pan, müssen sich heutige Lehr-
linge oder Hochschulabgänger
darauf einstellen, dass sie im
Lauf ihres Berufslebens mindes-
tens ein Drittel ihrer Einkommen
an Steuern und Beiträgen ab-
führen müssen, nur um die Alten
zu alimentieren. 

Halb so schlimm, versucht
Riester die immer ungeduldiger

nachfragende junge Generation zu beruhi-
gen. Zum Ausgleich führe die Regierung
schließlich „als eigentlich innovativen
Schritt“ ihre neue private Vorsorge ein,
kräftig gefördert vom Staat. Viele Arbeit-
nehmer könnten sich so mit minimalen Ei-
genbeiträgen eine zusätzliche Altersver-
sorgung aufbauen, die „den Lebensstan-
dard auf hohem Niveau sichert“. 

Wenn es nur so wäre. Was Riester
ankündigt wie das selbstlose Geschenk ei-
nes treu sorgenden Familienvaters, kommt
in Wahrheit nur aus einer Quelle: den Ta-
schen der Bürger. Um das Geld für die pri-
vate Zusatzsicherung anzusammeln, sol-
len die Deutschen nämlich vom nächsten
Jahr an einen wachsenden Teil ihres Ein-
kommens für private Rentenversicherun-
gen oder Investmentfonds zurücklegen. Im
Jahr 2008, wenn das System nach Riesters
Plänen voll ausgebaut ist, schlägt sich das
in der Vorsorgebilanz eines durchschnitt-
lich verdienenden Arbeitnehmers wie folgt
nieder: Zu den fast zehn Prozent Renten-
beitrag, die der Arbeitnehmer direkt und
den weiteren zehn, die er indirekt über
den Arbeitgeberbeitrag aufbringen muss,
kommen noch einmal vier Prozent für die
private Vorsorge hinzu.

Daran können auch die 20 Milliar-
den Mark nichts ändern, die Riester dann
als staatliche Sparförderung auswerfen 
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Rentenminister Blüm (1986): Die Probleme jahrelang schöngeredet 
will. Denn was er Kleinverdienern und 
Familien als Zuschuss und gut situierten
Angestellten als Steuervorteil verspricht,
fällt ja „nicht wie Manna vom Himmel“,
wie der hannoversche Finanzwissen-
schaftler Stefan Homburg lästert. Das 
Geld haben in Wahrheit die Bürger selbst
aufgebracht, die meisten als Teil des mo-
natlichen Steuerabzugs auf ihrem Gehalts-
zettel.

In Riesters Bilanz offenbart sich freilich
der Posten genauso wenig wie die Re-
chentricks, mit denen er die wahre Höhe
der künftig zu erwartenden Altersgelder
schönt. So wie der einstige Tarifexperte
der IG Metall den Beitragssatz künstlich
herunterrechnet, manipuliert er auf der
anderen Seite derart geschickt am Renten-
niveau herum, dass selbst viele Experten
das ganze Ausmaß der Tarnoperation lan-
ge Zeit übersahen.
104
Versteckt ist der Kniff in scheinbar ge-
ringfügigen Änderungen der Rentenfor-
mel, für die bislang das so genannte 
Nettolohnprinzip galt. Danach stiegen die
Altersgelder von Jahr zu Jahr wie die Ver-
dienste der Beschäftigten, abzüglich Steu-
ern und Sozialabgaben. Handelten die 
Gewerkschaften also günstige Tarifab-
schlüsse aus oder standen nach einer Steu-
ersenkung höhere Nettobeträge auf den
Gehaltszetteln, wuchsen im Folgejahr im
selben Ausmaß auch die Renten.

Dabei werde es auch bleiben, verspricht
Riester, „im Prinzip“. Wie bisher würden
die Renten auch weiter „der Lohnent-
wicklung folgen“. Was der Minister aber
verschweigt: Künftig ändert sich die Be-
rechnungsgrundlage so, dass die Rentner
stets schlechter abschneiden als bisher.

So sieht Riester vor, dass Steuerände-
rungen bald nicht mehr bei der jährlichen
d e r  s p i e g e l 7 / 2 0 0 1
Altersgeldanpassung berücksichtigt wer-
den. Das spart der Regierung Milliarden,
wenn die Koalition im Zuge ihrer Steuer-
reform wie versprochen die Abgaben der
Bürger kräftig senkt.

Damit nicht genug. Während der Minis-
ter bevorstehende Steuererleichterungen
aus seiner Formel absichtsvoll herausrech-
net, bezieht er andere Posten erstmals in
die Anpassungsregel ein, allen voran den
Aufwand für die künftige Privatvorsorge.
Das Prinzip ist so simpel wie wirkungsvoll:
Im selben Umfang, in dem die Bürger 
künftig für ihr Alter sparen, werden die
Renten gekürzt. Zweigen die Arbeitneh-
mer also wie vorgesehen im kommenden
Jahr erstmals ein Prozent ihrer Verdienste
für die neue Privatvorsorge ab, fällt die 
Altersgelderhöhung im Jahr darauf eben-
falls um einen vollen Prozentpunkt nied-
riger aus 

Besonders perfide wirkt dabei, dass Ries-
ter den Abzug nicht nur bei den Renten,
sondern auch bei den Nettoverdiensten an-
rechnet. So erweckt er den Eindruck, als
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entwickelten sich Renten und Nettolöhne
weiterhin im Gleichschritt – obwohl das
gesetzliche Seniorengehalt in Wirklichkeit
viel langsamer wächst. 

Wie sehr die Regierung mit ihrem Ta-
schenspielertrick die Rentner über das
wahre Ausmaß der bevorstehenden Ein-
schnitte hinwegtäuscht, zeigt eine Modell-
rechnung des Verbandes Deutscher Ren-
tenversicherungsträger. Während die Ries-
ter-Formel das Rentenniveau im Jahr 2030
bei knapp 68 Prozent sieht, läge es nach
heutiger Berechnungsmethode sechs Pro-
zent niedriger.

Berechnungen des Darmstädter Finanz-
wissenschaftlers und Riester-Beraters Bert
Rürup exklusiv für den SPIEGEL belegen
zudem: Mit der „größten Erneuerung der
Sozialversicherung nach dem Krieg“ (Ries-
ter) werden die Deutschen in den nächsten
Jahren allenfalls ein paar Zehnmarkschei-
ne im Monat an Sozialbeiträgen sparen.
Dafür sinkt ihre gesetzliche Rente im Alter
um mehrere hundert Mark. Wer über 50
ist, hat darüber hinaus kaum Chancen, die
Lücke durch eine vermehrte Privatvorsor-
ge zu füllen. 

Im nächsten Jahr zum Beispiel soll eine
Verkäuferin mit einem Bruttoverdienst von
2300 Mark gerade einmal 23 Mark im Mo-
nat fürs Alter zurücklegen. Im Jahr 2010,
wenn das System voll ausgebaut ist, steigt
der Anlagebetrag dann auf 115 Mark (sie-
he Tabelle Seite 92) – zu wenig, um damit
ein nennenswertes Zubrot für später zu-
sammenzusparen.

Für die Jüngeren sieht die Bilanz etwas
besser aus. Allerdings sind Zusatzerträge
von bis zu 1533 Mark im Jahr 2030 in
Wahrheit deutlich weniger wert, weil zu-
gleich auch die Preise steigen. Und außer-
dem erreichen selbst solche Zusatzrenten
gemessen an den gesamten Alterseinkünf-
ten lediglich einen Anteil von rund 16 Pro-
zent. Den Rest soll immer noch das ge-
setzliche Umlagesystem liefern. 

Entlastet werden also nur die Unter-30-
jährigen: Sie müssen künftig weniger Ren-
tenansprüche finanzieren als heute. Für
Rürup ist die gesamte Operation deshalb
„ein Schritt zu mehr Gerechtigkeit zwi-
schen den Generationen“.

Aber eben nur ein ganz kleiner. Wenn
die Reform, wie zu erwarten, in wenigen
Wochen im Gesetzblatt steht, werden die
Deutschen ihren Nachkommen dennoch
auch weiterhin eine gigantische verdeckte
Schuldenlast hinterlassen: die addierten
Rentenansprüche aller heute Lebenden,
die nicht durch Beiträge gedeckt sind. Nach
Berechnungen des Freiburger Ökonomen
Bernd Raffelhüschen summiert sich der
Generationenkredit auf die atemberau-
bende Größe von knapp vier Billionen
Mark, einem kompletten Bruttoinlands-
produkt. 

Dass diese Schuld jemals eingelöst wird,
glauben die Bürger schon lange nicht mehr.
Rund 75 Prozent der Bevölkerung, so zei-
gen Umfragen, sind überzeugt, dass die
Renten in Zukunft noch viel drastischer
reduziert werden müssen als heute geplant.

Unverdrossen glaubt der Kanzler, dass
seine Reform „für viele Jahre Bestand
hat“. Ein frommer Wunsch, der, so viel
steht schon heute fest, nicht in Erfüllung
geht.

Tatsächlich müssen sich die Deutschen
darauf einstellen, dass die rot-grüne Re-
form bereits in ein paar Monaten wieder
aufgeschnürt wird. Dann nämlich spricht
das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe
sein lange erwartetes Urteil zur Besteue-
rung der staatlichen Rente, nicht zum ers-
ten Mal.
Schon zweimal haben die Richter in den
roten Roben die Politiker aufgefordert,
endlich die unterschiedliche Besteuerung
von Pensionen und Renten zu beseitigen.
Beamte zahlen auf ihr Ruhegeld nämlich
Steuern, während Rentner weitgehend ver-
schont bleiben.

Sollten die Richter, wie allgemein er-
wartet, die Ungleichbehandlung bemän-
geln, könnte das die gesamte Reformrech-
nung schon bald wieder durcheinander
wirbeln. Müssen die Rentner nämlich künf-
tig Steuern auf ihr Altersgeld zahlen und
werden dafür die Beitrage der Erwerbs-
tätigen steuerfrei gestellt, könnte das Ren-
tenniveau schon in wenigen Jahren unter
die kritische Grenze von 67 Prozent fallen.
Die Regierung wäre dann gesetzlich zum
Eingreifen gezwungen.

Die absehbare Kalamität hätte Schröder
verhindern können, wenn er das Problem
schon im Zuge der Rentenreform bereinigt
hätte. Finanzminister Hans Eichel hatte ei-
nen fertigen Plan in der Schublade (SPIE-
GEL 36/2000). Doch wieder einmal war die
Angst größer als der Mut zur Wahrheit.
Schröder und Riester fürchteten eine Kam-
d e r  s p i e g e l 7 / 2 0 0 1
pagne gegen die vermeintliche „Renten-
steuer“.

Selbst für die eigenen Parteigänger hat
die Schröder/Riestersche Rentenreform
keine lange Haltbarkeit. SPD-Generalse-
kretär Franz Müntefering, sonst kein
Freund eiliger Sozialreformen, denkt schon
über die nächste Neuordnung nach. Schon
in ein paar Jahren, kündigte er kürzlich
an, könne es erforderlich werden, die Le-
bensarbeitszeit auszudehnen. 

In dieser Einschätzung ist sich Müntefe-
ring einig mit der CDU-Vorsitzenden 
Angela Merkel. Sollte die Opposition 
die nächsten Wahlen gewinnen, will sie 
als eine ihrer ersten Regierungstaten ein
neues Rentengesetz vorbereiten, ver-
sprach Merkel in der vorvergangenen 
Woche. 

So steht schon vor der Abstimmung im
Bundesrat fest, dass dem rot-grünen Jahr-
hundertwerk im besten Fall nur wenige
Jahre bleiben werden, bis die Reform wie-
der reformiert werden muss. Die Entwick-
lung ist nicht neu. Noch ist jeder Renten-
reformer mit hehren Vorstellungen gestar-
tet, bereit, Rentenhöhe und Beitragslast
auf die Kommastelle genau bis weit über
die eigene Lebenserwartung hinaus zu kal-
kulieren, nur um nach kurzer Zeit festzu-
stellen: Es hat doch nicht gereicht.

Professionelle Rentenexperten haben
bei aller Unsicherheit ihres Gewerbes den-
noch eine Gesetzmäßigkeit festgestellt.
„Die Halbwertzeit deutscher Rentenrefor-
men“, hat der Bonner Rentenforscher
Meinhard Miegel errechnet, „liegt bei etwa
zwei Jahren.“

Sicher ist deshalb im deutschen Renten-
system auch künftig nur eines: Die nächste
Reform kommt bestimmt.

Christoph Pauly, Christian Reiermann, 
Michael Sauga
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